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Sehr geehrter Herr Pöttering,

sehr geehrter Herr Dr. Mittelstädt,

sehr geehrter Herr Dr. Hartmann,

sehr geehrter Herr Kanthak,

sehr geehrter Herr Krabs-Höhler,

mit Schreiben vom 03.06.2024 hat Herr Minister Laumann Sie darüber

informiert, dass ein Urteil des Bundesarbeitsgerichts dazu geführt hat,

dass die Entscheidungspraxis der Landschaftsverbände in den Verfah-

ren wegen Leistung derVerdienstausfallentschädigung zu ändern war.

Dies hat zur Folge, dass nunmehr die Mehrzahl der noch offenen Anträ-

ge abgelehnt wird.

In den letzten Tagen haben Sie uns deutlich auf die Probleme und Un-

Zufriedenheit Ihrer Mitglieder hingewiesen, die durch diese für alle uner-

wartete Rechtsprechung entstehen. Für diese Reaktion haben wir und

vor allem auch unser Minister Karl-Josef Laumann großes Verständnis.

Denn sowohl aus den öffentlichen Stellungnahmen wie auch aus unse-

rem vertrauensvollen und engen Austausch während und nach der

Pandemie wissen Sie, dass uns die Situation Ihrer Mitglieder gerade

während der Pandemie sehr bewusst ist und wir die Verantwortung des

Staates für die finanzielle Unterstützung und auch die Kostentragung für

die erforderlichen Pandemiemaßnahmen stets deutlich benannt haben.

Das Urteil des Bundesarbeitsgerichtes hat uns daher wie alle anderen

Akteure auch überrascht. Gleichwohl sind wir eben selbstverständlich

als Teil der Exekutive an die Rechtsprechung gebunden und müssen

jetzt Lösungen finden, um die negativen Folgen dieser Rechtsprechung

für die Unternehmen möglichst gering zu halten und möglichst gerecht
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sungen sind die Impulse aus Ihren Verbänden eine wichtige Hilfe. Dafür

sage ich Ihnen herzlichen Dank und sage Ihnen zu, den konstruktiven

Dialog intensiv fortzusetzen.

In diesem Sinne möchte ich Sie heute über die aktuelle Situation infor-

mieren:

Mittlerweile hat bereits eine Reihe von Unternehmen Klagen gegen die

Bescheide erhoben. Andere Unternehmen sind an die Landschaftsver-

bände herangetreten und haben um den Abschluss einer Vereinbarung

gebeten mit dem Ziel, die Verwaltungsverfahren ruhend zu stellen und

den Ausgang der rechtshängigen Verfahren abzuwarten.

Vor diesem Hintergrund ist es unser vorrangiges aktuelles Ziel, im Sinne

Ihrer Mitglieder, aber auch der Behörden und Gerichte die erforderlichen

gerichtlichen Überprüfungen mit möglichst geringem Aufwand für alle

Beteiligten zu ermöglichen.

Im Sinne der gebotenen Gleichbehandlung und um eine große Zahl

gleichartiger Verfahren vor den Verwaltungsgerichten zu vermeiden,

werden deshalb seit Montag, 19.08.2024, alle Bescheide mit der Zusi-

cherung versehen, dass die Verfahren von Amts wegen wieder aufge-

griffen und neu entschieden werden, wenn sich künftig eine im jeweili-

gen Fall günstigere Rechtslage ergibt. Die Zusicherung gilt für den Fall,

dass das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen oder das Bun-

desverwaltungsgericht eine rechtskräftige Entscheidung trifft, die sich im

jeweiligen Verfahren zugunsten des Antragstellers auswirkt oder durch

eine rückwirkende Änderung der Gesetzeslage eine günstigere Rechts-

folge ergibt.
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Verfahren offen zu halten und eine Änderung der rechtlichen Beurtei-

lung oder der Rechtslage abwarten zu können.

Die Verfahren derjenigen Unternehmen, die seit dem 18.07.2024 bereits

ablehnende Bescheide erhalten haben, werden in den von der Zusiche-

rung erfassten Fällen ebenfalls von Amts wegen wieder aufgegriffen

werden. Diese Information können Sie gerne auch an Ihre Mitgliedsun-

temehmen weiterleiten.

Bei Fragen im Einzelfall können sich Ihre Mitglieder selbstverständlich

auch an die zuständigen Behörden wenden. Ich bitte aber schon jetzt

um Verständnis, dass die dort eingesetzten Beschäftigten derzeit sehr

stark in Anspruch genommen sind. Genau deshalb wollen wir mit der in

diesem Schreiben dargestellten Vorgehensweise ja auch für möglichst

viele Betroffene bereits die aktuell mögliche Rechtssicherheit schaffen.

Ich versichere Ihnen, dass wir uns auch weiterhin für eine Lösung ein-

setzen werden, die den Interessen der Unternehmen und Ihrer Arbeit-

nehmer angemessen gerecht wird und danke Ihnen sehr für Ihre Unter-

stützung.

Mit freundlichen Grüßen

^
Mattfiias hWdmeier
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